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X. Jahrgang. Nr. 32. 


Defterreichifche 


Zeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


Erſeheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 
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Wir erſuchen die P. T. Abonnenten der „Oeſterr. 
Zeitſchrift für Verwaltung“ davon Kenntni zu 
nehmen, daß ſich die Adminiſtration dieſes Blattes 
von jetzt ab wieder in der Buchhandlung von Moritz 
Perles in Wien, I., Banerumarkt Nr. 11 befindet 
und daß von nun an alle Einſendungen, Pränume⸗ 
rationen und Geldbeträge dorthin zu richten ſind 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Gebrauch von geringhältigen Gewichtsſurrogaten in einem 
öffentlichen Gewerbe begründet nicht den Thatbeſtand des Ver⸗ 
brechens des Betruges nach § 199 lit. e St. G. B 


Bei dem Mehlhändler M. G. in Stanislau wurden im Herbſte 
des Jahres 1873 zwei Eiſenbruchſtücke (abgebrochene Boxerköpfe) bean⸗ 
ſtändet, die derſelbe als Gewichte beim Mehlhandel verwendete. Dieſe 
Eiſenſtücke wogen 2 Pfund 29 Loth Wiener Gewichtes, und nachdem 
ſolche feſtgeſtelltermaßen von M. G. für 3 Pfunde ausgegeben worden 
ſind, ſo erhob die k. k. Staatsanwaltſchaft wider ihn die Anklage wegen 
Verbrechens des Betruges durch Gebrauch unechten Gewichtes nach 


. 


| geſtützt, weil die der Entſcheidung zu Grunde gelegte That, die lediglich 


8 199 lit. c und wurde M. G. nach durchgeführter Hauptverhandlung 


mit Urtheil des k. k. Kreisgerichtes in Stanislau vom 23. December 
1874, Z. 4581, dieſes Verbrechens ſchuldig erkannt und hiefür zu 
dreimonatlichem Kerker verurtheilt. 

Gegen dieſes Urtheil hat der Angeklagte die Nichtigkeitsbeſchwerde 


Erkenntnißrichter 


eine Uebertretung nach 8 461 St. G. B. begründet, durch unrichtige 
Geſetzesauslegung einem Strafgeſetze unterzogen wurde, welches darauf 
keine Anwendung findet. 

Bei der am 2. Juli l. J. unter dem Vorſitze des Herin Senats⸗ 
präſidenten Ritter v. Napadiewicz ſtattgefundenen Caſſationsverhandlung 
beantragte der Generaladvocat Ritter v. Simonowicz, der Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde ſtattzugeben und brachte diesbezüglich Nachſtehendes vor: 

Die Generalprocuratur kann der Nichtigkeitsbeſchwerde nicht ent⸗ 
gegentreten, weil die der Entſcheidung zu Grunde gelegten, durch den 
feſtgeſtellten Thatſachen den Thatbeſtand des nach 
§ 199 it. c St. G. B. aus der Beſchaffenheit der That verbrecheriſchen 
Betruges nicht decken In dieſer Feſtſtellung wird nach der Rechtsanſicht 
der Generalprocuratur das hier entſcheidende geſetzliche Merkmal „des 
unechten oder geringhältigen Gewichtes“ vermißt. Unter „Gewicht“ wird 
nämlich nach dem allgemeinen Sprachgebrauche ein zur Beſtimmung der 
Schwere eines Körpers dienendes, nach dem Normal- und Muſterge⸗ 
wicht verfertigtes Meßwerkzeug verſtanden, deſſen Gehalt, d. i. das 
Verhältniß zu der normalmäßigen Gewichtseinheit, ſowohl aus der 
Qualität des hiezu verwendeten Materials, wie auch aus der äußeren 


Form und aus der gewöhnlich daran angebrachten Bezeichnung für Je⸗ 
öſterreichiſcher Staatsbürger im Auslande auszuſtellenden Beſcheinigungen. 8 ir blech tg ES 


dermann leicht erkennbar ift. Die Meßwerkzeuge als Beglaubigungs⸗ 
formen für rechtlich relevante Thatſachen, ohne welche ein normales 
Verkehrsleben ſich nicht entwickeln kann, gehören unſtreitig zu den wich⸗ 
tigſten Verkehrsmitteln, deren Nichtentſtellung im öffentlichen Intereſſe 
geboten erſcheint und die insbeſondere in der Strafſanction des § 199, 


lit. c St. G. den geſetzlichen Schutz finden ſollen. 


Wo daher zum Abwägen nicht ſolche Meßwerkzeuge, ſondern 
andere Gegenſtände, wie: Metallbruchſtücke, Steine und dgl. verwendet 


werden, durch welche die Schwere des abzuwägenden Körpers nicht direct 


und unmittelbar ſich beſtimmen läßt, ſondern auf indirectem Wege, ſei 


es durch Vergleichung des verwendeten Gewichtsſurrogates mit dem 


wirklichen Meßwerkzeuge, ſei es aus der Angabe des Gewerbsmannes 
über den Gehalt des von ihm verwendeten Gewichtsſurrogats ermittelt 
werden kann, dort kann füglich von dem Gebrauch eines „Gewichtes“ 
nicht die Rede ſein. Die Uebervortheilung der Kunden geſchieht in 
einem ſolchen Falle nicht durch den Gebrauch eines „unechten oder 
geringhältigen Gewichtes“, ſondern wird durch die liſtige Vorſpiegelung 
veranlaßt, daß das verwendete Surrogat einem beſtimmten Gewichte 
gleichkomme. 

Eine ſolche Uebervortheilung begründet daher nicht das Verbrechen 
des Betruges aus der Beſchaffenheit der That, ſondern nur einen fol- 
chen Betrug, welcher bei einem verurſachten und beabſichtigten Schaden 
von mehr als 25 fl. zum Verbrechen wird (S 200 St. G.). 


Nachdem nun im vorliegenden Falle die zur Criminalität erfor⸗ 


eingebracht und dieſelbe auf den Nichtigkeitsgrund des 8 281, 8. 10 derliche Schadenbetragshöhe durch das Gericht nicht ſeſtgeſtellt und auch 


in der Anklage nicht behauptet wurde, ſo ſtelle ſich die der Entſcheidung 
zu Grunde gelegte That lediglich als die im S 461 St. G. vorge⸗ 
zeichnete Uebertretung dar. 

Der k. k. Caſſationshoſ hat zu Recht erkaunt: Der Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde des Angeklagten M. G. wird dahin ſtattgegeben, daß der— 
ſelbe, unter Aufhebung des kreisgerichtlichen Urtheils, von der Anklage 
hinſichtlich des ihm zur Laſt gelegten, in dem § 199 lit. e St. G. 
normirten Verbrechens des Betruges, in Gemäßheit des §S 259, Z. 3 
St. P. O. freigeſprochen, jedoch der Uebertretung gegen die Sicherheit 
des Eigeuthums im Sinne des § 461 St. G., begangen dadurch, daß 
er beim öffentlichen Verkaufe von Victualien und anderen Sachen die 
Abnehmer durch die liſtige Handlung, daß er durch längere Zeit zwei Eifen- 
ſtücke an Stelle von Gewichtswerkzeugen verwendete, zum Schaden 
derſelben irreführte, fchuldig erkannt und deshalb, im Grunde des 
§ 461 (beziehungsweiſe $ 460) St. G., zum einwöchentlichen Arreſte, 
fowie nach dem § 389 St. P. O. zum Erſatze der Koſten des Straf- | 
verfahrens verurtheilt wird. — Gründe: 


„Der Angeklagte erhob gegen das erſtrichterliche Urtheil die Nich- 
tigkeitsbeſchwerde auf Grund des § 281, Z. 10 St. P. O., behaup⸗ 
tend, daß die der Entſcheidung zu Grunde liegende That durch unrich— 
tige Geſetzesauslegung dem $ 199 It. ce St. G. unterzogen worden 
ſei, welcher darauf keine Anwendung erleide, weil es nicht erwieſen ſei, 
und namentlich die vorliegenden Zeugenausſagen nicht geeignet ſeien, 
die Ueberzeugung zu begründen, daß er die bei ihm beanſtändeten Ei⸗ 
ſenſtücke im Verkehre abſichtlich als ein geringhältiges Gewicht verwendet 
und dadurch die Parteien irregeführt habe, um denſelben Schaden zuzu⸗ 
fügen. In dieſer Richtung kann nun wohl die Nichtigkeitsbeſchwerde 
keine Berückſichtigung finden, weil die von Seite des erſten Richters 
erfolgte Feſtſtellung der bezüglichen Thatſachen, in Anbetracht, daß der⸗ 
feibe darüber, ob eine Thatſache als erwieſen anzunehmen ſei, nicht 
nach geſetzlichen Beweisregeln, ſondern nur nach ſeiner durch gewiſſen⸗ 
hafte Prüfung aller Beweismittel gewonnenen freien Ueberzeugung zu 
entſcheiden hatte ($ 258 St. P. O.). einer Anfechtung nicht unter⸗ 
liegt, ſondern vielmehr auch vom-Caſſationshofe ſeiner Entſcheidung zu 
Grunde zu legen iſt ($ 288, Z. 3 St. P. O.) und es ſich bei dem 
Nichtigkeitggrunde des S 281, Z. 10 St. P. O., nur um die Frage 
handeln kann, ob es richtig ſei, daß die feſtgeſtellten Thatſachen einem 
Strafgeſetze unterzogen worden ſeien, welches darauf keine Anwendung 
findet. Prüft man aber die Sache nach den vom erſten Richter als 
erwieſen angenommenen Thatſachen, jo läßt es ſich zwar nicht bezwei⸗ 
feln, daß der Angeklagte, im öffentlichen Verkehre beim Verkaufe von 
Victualien und anderen Sachen zwei Eiſenſtücke durch längere Zeit au 
Stelle von Gewichtswerkzeugen benützend, durch dieſe liſtige Handlung 
die Abnehmer zu ihrem Schaden in Irrthum geführt habe, ſohin die 
zum Betruge nach dem $ 197 St. G. erforderlichdn Momente gegeben 
ſeien; allein es tritt hier das bei der öffentlichen Verhandlung vor dem 
Caſſationshofe zur Sprache gebrachte Bedenken ein, daß die ſpecielle 
Beſtimmung des § 199 lit. e St. G., wonach der Gebrauch eines 
unechten oder geringhältigen Maßes oder Gewichtes in einem öffentli⸗ 
chen Gewerbe einen Betrug begründet, welcher ſchon aus der Beſchaf— 
fenheit der That, ohne Rückſicht auf den ſonſt zum Verbrechen des Be⸗ 
truges erforderlichen Schadensbetrag von mehr als 25 fl. ($ 200 St. G.) 
ein Verbrechen bildet, ſich auf Maß⸗ und Gewichtswerkzeuge bezieht, die 
im öffentlichen Verkehre vorkommen, als ſolche ſchon ihrer äußeren Form 
nach erkennbar ſind und bezüglich deren das Publicum darauf vertraut, 
daß fie im richtigen Verhältniſſe zu einem beſtimmten Normalmaße ſich 
befinden, während die vom Angeklagten verwendeten Eiſenſtücke (abge⸗ 
brochene Boxer von Gußeiſen) offenbar nicht derartige Inſtrumente ſind, 
und auch ſchon äußerlich nicht als ſolche erſcheinen, demnach auch deren 
Verwendung an Stelle von Gewichtswerkzeugen nicht nach der ſpeciellen 
Norm des § 199 lit. e St. G., ſondern nach den allgemeinen Nor⸗ 
men über den Betrug zu beurtheilen iſt. Da nun in dem erſten Urtheile 
und deſſen Entſcheidungsgründen nebſt den Momenten des § 197 St. 
G. nicht zugleich der zum Verbrechen des Betruges außer den Fällen 
des $ 199 St. G. erforderliche höhere Betrag des verurſachten oder 
beabſichtigten Schadens ſeſtgeſtellt ift, fo kann der vorliegende Betrug in 
Gemäßheit des $ 461 St. G. lediglich als eine Uebertretung behandelt 
werden. Es wird daher in Gemäßheit des 8 288, Z. 3 St. P. O., 
das angefochtene Urtheil aufgehoben und der Angeklagte in Bezug auf 
das ihm im Sinne des 8 199 lit. c zur Laſt gelegte Verbrechen des Be⸗ 
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truges wegen Abganges des Thatbeſtandes desſelben von der Anklage 
freigeſprochen ($ 259, 8. 3 St. P. O.), jedoch der Uebertretung des 
§ 461 St. G. ſchuldig erkannt.“ 


Zur Frage des paſſiven Gemeindewahlrechtes der gegen Remunera⸗ 
tion angeftellten Gemeindeärzte “). 

Mittelſt anonymer Eingabe mehrerer Bewohner der mit einem 
eigenen Gemeindeſtatute verſehenen Stadt W. wurde der Statthalterei 
bekannt gegeben, daß der dortige Stadtarzt Dr. L. gleichzeitig Mitglied 
des Gemeinderathes ift, und daß ſich aus dieſer Cumulirung mehr- 
fältige Uebelſtände ergeben haben. 

Aus dem vom Stadtrathe hierüber abgeforderten Berichte geht 
hervor, daß Dr. L. im Februar 1872 in Gemäßheit des Geſetzes vom 
30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68 8 6 lit n als Sanitätsorgan 
bei dieſer Stadt angeſtellt wurde, in dieſer Stellung eine Remuneration 
von jährlich 100 fl. und in ſeiner Stellung als Ordinarius des öffent⸗ 
lichen Krankenhauſes eine Remuneration von 300 fl. bezieht. 

Hierüber wurde dem Stadtrathe von der Statthalterei mit Erlaß 
vom 31. December 1876 bedeutet, „daß der Stadtarzt Dr. Joſef L., 
welcher als Ordinarius des von der Stadtgemeinde geleiteten Kranken⸗ 
hauſes, wie als Sanitätsorgan dieſer Stadt eine fixe Remuneration 
aus der ſtädtiſchen Einnahme genießt, als ein von der Stadt be- 
ſoldetes Organ anzuſehen iſt, und daß aus dieſem Grunde die 
Beſtimmung des § 10, P. 29 der Gemeindewahlordnung für die Stadt 
W. vom 6. Februar 1869 (L. G. Bl. Nr. 24) auf denſelben At: 
wendung zu finden hat. Demnach wird deſſen Wahl zum Gemeinderathe 
der Stadt W. in Gemäßheit des § 41 dieſer Wahlordnung hiemit 
außer Kraft geſetzt.“ 

Dr. L. brachte in offener Friſt den Recurs ein, worin er dar⸗ 
legte, daß der $ 10, P. 2 der Gemeindewahlordnung auf den Reeur⸗ 
renten keine Anwendung finde, denn 1. als Ordinarius der öffentlichen 
Krankenanſtalt beſorge er nicht Geſchäfte der Gemeinde, die ärztliche 
Behandlung der Kranken ſei keine Gemeindeangelegenheit, die ökono⸗ 
miſche Verwaltung ſei einem eigenen Verwalter übertragen, der ihn 
nichts angehe. Als Ordinarius falle er aber auch nicht unter die Ge— 
meindebeamten; 2. als Sanitätsorgan der autonomen Gemeinde 
ſei er nach der Definition des § 6 des Geſetzes vom 30. April 1870 
der ſachverſtändige Beirath der politiſchen Behörde in Handhabung des 
ſtaatlichen Wirkungskreiſes in Sanitätsangelegenheiten und in, dieſer 
Eigenſchaft als Samnitätsorgan des Stadtrathes als politiſcher Behörde 
keineswegs ein zur Beſorgung von Gemeindegeſchäften im engeren 
Sinne beſtellter Beamter der Gemeinde. Der § 10 der G.⸗W.⸗O. 
bilde eine Ausnahme von der Wählbarkeit, Ausnahmen müſſen ſtrenge 
iuterpretirt werden und müſſen die Begriffe: „Gemeindegeſchäfte“ und 
„Beamte“ im engeren Sinne aufgefaßt werde. 

Nachdem in dem Recurſe von der Gemeinde im ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſe obliegenden Sanitätsagenden nichts erwähnt wurde, ver⸗ 
langte die Statthalterei Aufklärung darüber, wer dieſe Geſchäfte beſorge? 

Hierüber berichtete der Stadirath, daß Dr. L. in Gemäßheit des 
8 6 lit. a des Geſetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68 
als Sanitätsorgan im übertragenen Wirkungskreiſe der Gemeinde beſtellt 
ſei, daß derſelbe jedoch bisher auch freiwillig in dem ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſe der Gemeinde nach § 3 des Geſetzes vom 30. April 
1870 mitgewirkt habe und zwar neben dem zweiten Sanitätsorgane, 
dem Stadtwundarzte F. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat dem Recurſe des Dr. 
Joſeſ L. gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung vom 31. December 1876, 
mit welcher deſſen Wahl zum Gemeinderathe in der Stadt W. außer 
Kraft geſetzt wurde, Folge zu geben befunden und dieſe Statthalterei⸗ 
Entſcheidung behoben, „weil der genannte Arzt in ſeiner Stellung als 
Ordinarius der dortigen öffentlichen Krankenanſtalt keine Gemeinde⸗ 


Man vergl. = 9 10 in Nr. 21, S. 82 des Jahrg. 1871, Nr. 7, 
S. 26 u. Nr. 50, S. 199 des Jahrg. 1873 u. Nr. 46, S. 183 des Jahrg. 
1874 dieser geiſchrif. 

) Die citirte Beſtimmung lautet: „Ausgenommen von der Wählbarkeit find: 
2. die zur Beſorgung der Gemeindegeſchäfte beſtellten beſoldeten Beamten 
be Ba der Gemeinde, ſolange fie ſich im wirklichen Dienſte derſelben 

efinden.“ 


geſchäfte beſorgt, in feiner Stellung aber als Sanitätsorgan der Stadt 
ſowie als Ordinarius keine Beſoldung, ſondern lediglich eine Remune⸗ 
ration bezieht, daher derſelbe nach den vorliegenden Erhebungen nicht 
als beſoldeter Beamter der Gemeinde im Sinne des § 10 P. 2 der. 
Gemeindewahlordnung für W. vom 6. Februar 1869 angeſehen werden 
kann“. F. 


Ueber den Inhalt der Seitens der politiſchen Behörden bei Ver- 
ehelichungen öſterreichiſcher Staatsbürger im Auslande auszu⸗ 
ſtellenden Beſcheinigungen. 


Der i. J. 1841 zu Gr. L. in Mähren geborene katholiſche und 
ledige Tiſchler Franz P., welcher ſich längere Zeit hindurch zu Mainz 
im Großherzogthume Heſſen aufhielt, beabſichtigte die Eliſabeth W. aus 
Gaulsheim in Heſſen zu ehelichen. Dieſe war als Katholikin früher mit 
Franz V. verehelicht; welche Ehe ſpäter getrennt wurde. 

Nach dieſer Trennung iſt Eliſabeth W. zur evangeliſchen Confeſſion 
übergetreten, ſowie auch Franz P. Ende 1875 aus der katholiſchen zur 
evangeliſchen Kirche übertrat. 

Der Polizeiſchreiber von Mainz hat ſich am 27. Juni 1875, an 
die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Olmütz mit dem Erſuchen gewendet, 
daß die behufs der Verehelichung des Franz P. mit Eliſabeth W. in 
Mainz nach den dortigen Geſetzen erforderliche Beſcheinigung nachſtehen⸗ 
den Inhaltes ausgeſtellt werde: 

„Es wird hiemit beſcheinigt, daß die Ehe zwiſchen dem Schreiner 
Franz P. aus Gr. L. und der Eliſabeth W., geſchiedenen Ehefrau des 
Franz V. in Gaulsheim im Großherzogkthum Heſſen giltig abgeſchloſſen 
werden könne, und daß dieſe Ehe ſo angeſehen werden wird, als ſei 
ſie in Gr. L. dem Heimatsorte des P. rechtsgiltig abgeſchloſſen worden, 
und daß der Rückkehr desſelben mit Frau und allenfälligen Kindern in 
ſeine Heimat dereinſt kein Hinderniß im Wege ſteht.“ 

Der Bezirkshauptmann von Olmütz hat hierüber dem Polizei⸗ 
ſchreiber in Mainz mit den Zuſchriften vom 15. Juli 1875, 7. Februar 
1876 und 22. Februar 1876 eröffnet, daß die k. k. politiſche Behörde 
bloß zur Ausſtellung eines lediglich auf die perſönliche Fähigkeit eines 
Oeſterreichers zur Eheſchließung im Auslande ſich beſchränkenden Zeugniſſes 
berechtigt ſei, während die Frage über die Rechtswirkung einer im Aus⸗ 
lande geſchloſſenen Ehe eines Oeſterreichers zur Beurtheilung der Gerichte 
gehöre; daß ferner dem Franz P. wohl die perſönliche Fähigkeit zur 
Eheſchließung im Auslande überhaupt, nicht aber auch zur Eheſchließung 
mit Eliſabeth W. beſtätigt werden könne, weil die von dieſer geſchloſſene 
Ehe nach §S 111 a. b. G. B. nur durch den Tod des Einen Ehegatten 
auflösbar ſei, ſonach als beſtehend angeſehen werden müſſe, wornach dem 
an das öſterreichiſche Geſetz gebundenen Franz P. nach § 4 a. b. G. B. 
die perſönliche Fähigkeit zur Eheſchließung mit Eliſabeth W. abgehe. 

Der Polizeiſchreiber in Mainz hat dieſe Zuſchriften dem Staats⸗ 
procurator am großherzoglich heſſiſchen Bezirksgerichte in Mainz, als 
ſeiner vorgeſetzten Behörde vorgelegt, welcher ddo. 13. Juli 1876, ein 
Schreiben an die Bezirkshauptmannſchaft richtete, worin erörtert wird, 
daß die zwiſchen Eliſabeth W. und Franz V. beſtandene Ehe nach den 
dortigen Landesgeſetzen giltig getrennt worden ſei, ſonach nicht mehr zu 
Recht beſtehe, und daß Eliſabeth W. in Bezug auf ihre Qualification 
zur Eheſchließung auch in Oeſterreich ebenſo zu behandeln ſei, als wenn 
ſie ledigen Standes wäre, und daß ſelbſt dann, wenn ſie katholiſch ge⸗ 
blieben wäre, kein Grund vorhanden ſein würde, die verlangte Be⸗ 
ſcheinigung zu verweigern. Hiemit wurde das Erſuchen verbunden, die 
Bezirkshauptmannſchaft möge die verlangte Beſcheinigung ausſtellen, oder 
ihre gegentheilige Schlußfaſſung bekannt geben, damit der Staatsprocu⸗ 
rator alsdann das deutſche Reichskanzleramt mit der Sache befaſſen könne. 

Die Bezirkshauptmannſchaft eröffnete hierauf dem Staatsprocurator, 
daß ſie nicht in der Lage ſei, ihren früheren Beſcheid zu modificiren, 
daß aber dem Franz P. der Recurs an die Statthalterei freiſtehe. 

Der Staatsprocurator hat hierauf am 24. Juli 1876, der Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft den Recurs des Franz P. überſendet. 

Die Statthalterei hat dieſem Recurſe in der Erwägung, daß nach 
der Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 27. April 1873, 
3. 13505 *) die von den politiſchen Behörden bei Verehelichungen 
öſterreichiſcher Staatsbürger im Auslande auszuſtellenden Beſcheinigungen 


*) Mitgetheilt in Nr. 23 auf S. 92 des Jahrgangs 1873 dieſer Zeitſchrift. 
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lediglich den Ausſpruch über die perſönliche Fähigkeit des Oeſterreichers 
zur Eheſchließung zu enthalten haben, keine Folge gegeben. 

Gegen dieſe Entſcheidung haben Franz P. und Eliſabeth W. den 
Miniſterialrecurs ergriffen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat nun unterm 5. Mai 
1877, 3. 4015, dem Recurſe derſelben ke ine Folge gegeben, „weil 


die adminiſtrativen Behörden nicht berufen ſind, die verlangte Beſcheini⸗ 
gung dahin zu ertheilen, „„daß dieſe Ehe ſo angeſehen werden wird, als 
ſei ſie in Gr. L., dem Heimatsorte des P. 


rechtsgiltig abgeſchloſſen 
worden““. F. 


Derordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern b. 24. Mai 1877, 3. 5470, in Betreff 


Abänderung der Arzueitaxe. 


Da ſeit dem Erſcheinen der mit der h. o. Verordnung vom 28. October 
1876 hinausgegebenen Arzneitaxe die Preiſe einiger Arznei⸗Artikel eine weſentliche 
Steigerung erfahren haben, insbeſondere aber die Preiſe der Chininpräparate 
und des Jodkalium ſo hoch geſtiegen ſind, daß die Anſchaffungskoſten für dieſelben 
die Taxpreiſe erreichen und zum Theile überſteigen, und ein baldiger Rückgang 
der Preiſe nicht in Ausſicht fteht, jo findet das Miniſterium des Innern für 
nachbenannte Arzneipräparate die bisherigen Taxanfätze wie folgt abzuändern: 


Menge] Preis Menge Preis 
Gramm kr. Gramm kr. 
i,, ee 0˙10 8 — — 
5 bisulfuriſaquunm 7 6 — 2 
5 hydrochlori aum 5 8 10 72 
Nn 0˙50 33 50 276 
Kalium Jun 10-00 33 50:0 135 

DD e wird hiemit beauftragt diesfalls das 


Weitere zu verfügen. 


Erlaß des Miniſteriums des Junern vom 16. Juni 1877, 3. 5041, nu, ſümmt⸗ 

liche Landesſtellen, betreffend einzlebereinkommen mit Italien wegen des Vorgehens 

beim gegenſeitigen Durchſchub von abgeſchobenen einem dritten Staate ange⸗ 
hörigen Individuen. 


Die kaiſerl. öſterreichiſche Regierung iſt mit der königl. italieniſchen 
Regierung durch Austauſch gleichlautender Erklärungen vom 24. und 28. März 
1877 übereingekommen, daß bei Durchſchub von einem dritten Staate angehörigen 
Individuen, welche aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern, 
beziehungsweiſe aus Italien abgeſchoben werden, nach ſolgenden Grundſätzen 
vorzugehen ſei: 

Der Durchſchub von Angehörigen dritter Staaten durch das Gebiet eines 
der beiden contrahirenden Staaten wird nur dann zugeſtanden und vollzogen, 
wenn in jedem einzelnen Falle auf dem Schubpaſſe, mit welchem jedes unter 
Begleitung von Wachorganen abgeſchobene Individuum verſehen ſein muß, die 
ausdrückliche Erklärung beigefügt iſt, daß der ausweiſende Staat die ſämmtlichen 
Koſten des Durchſchubes durch das Gebiet des anderen Staates bis zum Be⸗ 
ſtimmungsdrte des Schüblings, nämlich bis zur Grenzſtation ſeines Heimatsſtaates 
trage. 

Außerdem hat der ausweiſende Staat den Nachweis über die Staatsbürger⸗ 
ſchaft des ausgewieſenen Individuums beizubringen oder doch das Vorhandenſein 
anderer dieſe Staats bürgerſchaft bekräftigenden Umſtände nachzuweiſen und die 
gleichfalls auf dem Schubpaſſe erſichtlich zu machende Verpflichtung zu über⸗ 
nehmen, für den Fall, als die Regierung des dritten Staates die Uebernahme 
des betreffenden Individuums verweigern ſollte, dasſelbe zurückzunehmen und 
nicht nur die Koſten der Rückreiſe durch das Gebiet des anderen contrahirenden 
Staates, ſondern auch jene Auslagen zu tragen, welche für einen längeren Auf⸗ 
enthalt des Schüblings an der Grenze ſeines Heimatſtaates in Folge der Noth⸗ 
wendigkeit einer vorgängigen Conſtatirung ſeiner Staatsangehörigkeit erwachſen 
ſollten. 

Hievon wird die k. k. Statthalterei zur Darnachachtung und zur entſpre⸗ 
chenden Eröffnung an den Landesausſchuß, ſowie zur Verfügung der weiteren 
Weiſungen an die Schubbehörden in die Kenntniß geſetzt. 


Die vorbezeichneten Erklärungen wegen Tragung der Schubkoſten find 
dem Schubpaſſe nach dem beigeſchloſſenen Formulare beizuſetzen. 

Zur Beifügung dieſer Erklärungen ſind jedoch nur die l. f. politiſchen, 
beziehungsweiſe Polizeibehörden und die mit dem Schubgeſchäfte betrauten 
Communalbehörden, die als politiſche Behörden fungiren, zu ermächtigen. 

In Folge Anordnung der königl. ital. Regierung werden auch die von 
den königl. ital. Schubbehörden ausgeſtellten Schubpäſſe mit der gleichen Zuſicherung 
der Koſtenvergütung verſehen fein und darf ohne eine ſolche Zuſicherung auf dem 
Schubpaſſe die Uebernahme der aus Italien abgeſchobenen, zum Durchtransporte 
durch Oeſterreich beſtimmten Individuen der obbezeichneten Art nicht erfolgen. 


Formulare zu der auf dem Schubpaß beizufügenden Erklärung. 


Auf Grund miniſterieller Ermächtigung erklärt die k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft zu ..., daß die Koſten des Durchſchubes des N. N. durch das 
königl. ital. Gebiet von der kaiſerl. öſterr. Grenze bis zur .. (franzöfiichen) . . 
Grenze von der kaiſerl. öſterreichiſchen Regierung getragen werden; ebenſo wird 
die öſterreichiſche Regierung für den Fall, als die... (franzöfiiche) . . 
Regierung die Uebernahme des N. N. verweigern ſollte, dieſen wieder übernehmen 
und nebſt den Koſten der Rückreiſe über das königl. ital. Gebiet auch jene 
Auslagen tragen, welche für einen durch die vorgängige Conſtatirung ſeiner Staats⸗ 
angehörigkeit etwa nothwendig gewordenen längeren Aufenthalt des erwähnten 
Schüblinges an der Grenze ſeines Heimatſtaates erwachſen ſollten. 
ee 


.am. W a 
Amtliche Fertigung. 


. 8.) 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 30. Juni 1877, 3. 7138, betreffend 
Reeiproeität mit Croatien in Bezug auf Erſatzpflicht für Beerdigungskoſten 
von Armen. 


Mit Rückſicht auf die über die Erſatzpflicht der Beerdigungskoſten nach 
außerhalb der allgemeinen öffentlichen Krankenanſtalten verſtorbenen Armen in 
den Ländern der diesſeitigen Reichshälfte beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, 
— wornach nur in Böhmen zufolge $ 12 Alinea 3 des dortigen Armen⸗Geſetzes 
vom 23. December 1868, L. G. B. Nr. 59 die Gemeinde für Arme, deren Ver⸗ 
ſorgung ihr obliegt, — auch die unerläßlich nöthigen Begräbnißkoſten zu be⸗ 
ſtreiten hat, dagegen in den übrigen Ländern zufolge des $ 24 des Heimatsge⸗ 
ſetzes voni 3. December 1863, R. G. B. Nr. 105 die den Gemeinden obliegende 
Armenverſorgung ſich bloß auf die Verabreichung des nothwendigen Unterhaltes 
und die Verpflegung im Falle der Erkrankung beſchränkt und daher die Begräbniß⸗ 
koſten nicht zu jenen Auslagen gehören, welche der Heimatgemeinde aus dem 
Titel der Armenverſorgung aufgebürdet werden können, ſondern unter die Koſten 
der Localpolizei zu ſubſumiren find, welche die Gemeinde, wo der Arme geſtorben 
iſt oder deſſen Leiche gefunden wurde, felbſt zu tragen hat, — hat die königl. 
Landesregierung in Agram laut Eröffnung vom 9. März 1877, Z. 5693 die ihr 
unterſtehenden Gemeinden angewieſen, den Erſatz von derlei Koſten nur für An⸗ 
gehörige des Königreiches Böhmen anzusprechen, für Angehörige der übrigen 
Königreiche und Länder aber die Koſten definitiv aus eigenen Mitteln zu 
beſtreiten. 

Zugleich hat die genannte Landesregierung aus Rückſichten der Recipro⸗ 
cität die unterſtehenden Gemeinden auch angewieſen, den etwa einlangenden Er⸗ 
faßforderungen dieſer Art mit Ausnahme jener, welche von den Behörden des 
Königreiches Böhmen geſtellt würden, keine Folge zu geben. 

Hievon wird die k. k. Statthalterei zur weiteren entſprechenden Veran⸗ 
laſſung in Kenntniß geſetzt. 


Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 21. Juli 1877, 3. 8531, an 
die Landesſchulbehörden, betreffend eine Vereinbarung mit der königl. ſächſiſchen 
Regierung wegen gegenſeitiger Durchführung der Schulpflicht. 


Da es wünſchenswerth erſchien, daß der auf Grund der öſterreichiſchen 
Schulgeſetze beobachtete Vorgang, wonach bezüglich der Schulpflicht zwiſchen den 
Kindern der In⸗ und Ausländer ein Unterſchied nicht gemacht wird, auch im 
Königreiche Sachſen rückſichtlich der Kinder der ſich dortlands aufhaltenden öſter⸗ 


reichiſchen Staatsangehörigen platzgreife, ſo wurde zwiſchen der diesſeitigen 
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und der königlich ſächſiſchen Regierung durch Austauſch von Miniſterial⸗Erklä⸗ 
rungen die Vereinbarung dahin getroffen, „daß die, den — im öſterreichiſchen 
Reichsrathe vertretenen — Ländern angehörenden Kinder, welche ſich im König⸗ 
reiche Sachſen aufhalten, und die dem Königreiche Sachſen angehörenden Kinder, 
welche ſich in den im öſterreichiſchen Reichsrathe vertretenen Ländern aufhalten, 
nach Maßgabe der im Lande des Aufenthaltes beſtehenden Geſetze wie Inländer 
zum Beſuche der Schule herangezogen werden ſollen und daß dieſe Nöthigung 
zum Beſuche der Schule ſich nicht nur auf die eigentliche Elementar⸗ oder Volks⸗ 
ſchule, ſondern wo daneben eine ſogenannte Sonntags-, Fortbildungs- oder 
Wiederholungs⸗Schule mit obligatoriſchem Charakter beſteht, anch auf dieſe 
erſtrecken ſoll.“ 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Steuereinnehmer Karl Strieder anläßlich 
ö deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

| Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter Anton Beſchan zu Kriſtanzen 
in Steiermark das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialconcipiſten im Finanzminiſterium 
Eduard Alſchinger den Titel und Charakter eines Miniſterial⸗Viceſecretärs 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Generalconſul Oscar Montlong 
taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe und dem k. und k. Conſular⸗ 
eleven Karl Oliva das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Bergräthe Heinrich Wachtel in Krakau und 
Andreas Ursic in Prag zu Oberbergräthen ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Kanzlei⸗Officialen im Miniſterium für Landes⸗ 
vertheidigung Guſtav Meixner und Rudolf Sigmund den Titel und Charakter 
von Hilfsämterdirectionsadjuncten verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Dr. Alfred Braun⸗ 
hoffer v. Braunhof zum Statthaltereiſecretär in Steiermark ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Friedrich Freiherrn 
v. Bourguignon zum Gtatthalterei-Secretär bei der n. ö. Statthalterei ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Rechnungsrevidenten Anton Beck zum 
Rechnungsrathe bei dem Statthalterei⸗Rechnungs⸗Departement in Innsbruck ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die abſolvirten Zöglinge der k. und k. 
orien aliſchen Akademie Victor Emanuelli und Koloman Caneriny zu 
Conſulareleven ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat den Hof⸗ und Miniſterial⸗Official 1. 
Claſſe Arthur Ritter v. Klyucharich zum Hilfsämterdirectionsadjuncten im 
Miniſterium des Aeußern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Oberamtsofficial der Lottodirection Georg 
Oertel zum Rechnungsführer daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär der General⸗Direction der 
k. k. Tabakregie Ludwig Lichtenwagner zum Seeretär daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Miniſterialconcipiſten Victor Caſati zum 
Miniſterial⸗Viceſecretär im Finanz⸗Miniſterium ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Joſeph Medroch zum Finanz⸗ 
rathe und Vorſtande der Steueradminiſtration in Brünn und den Steuerober⸗ 
inſpector Karl Plachky zum Finanzſecretär daſelbſt ernaunt. 

Der Handelsminiſter hat den Bezirkspoſteommiſſär Alfons Baron zum 
Poſtſecretär in Lemberg ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Ferdinand Raab v. Raabenau 
zum Poſtſecretär ernannt. 


Erledigungen. 


Proviſoriſche Bezirkscommiſſärsſtelle im Innsbrucker Verwaltungsgebiete, 
bis 15. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 171). 

Polizeikanzliſtenſtelle in Trieſt bei der dortigen Polizeidirection, bis Ende 
Auguſt. (Amtsbl. Nr. 173). 

Rechnungsdirectorsſtelle bei der n. ö. Statthalterei mit der ſiebenten 
Rangsclaſſe, bis 14. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 173). 

Rechnungsführers⸗ zugleich Kanzlei⸗Officialsſtelle bei der k. k. Hütten⸗ 
verwaltung in Cilli in der zehnten Rangsclaſſe, bis 16. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 173). 

Rechnungsrathsſtelle im Rechnungsdepartement der Bukowinaer Landes⸗ 
regierung in der ſiebenten Rangsclaſſe, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 171). 
| Zollamtsofficialsſtelle in der neunten Rangsclaſſe beim Wiener Haupt⸗ 
zollamte, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 175). 
Zwei Bezirksthierarztesſtellen in Olmütz und Göding in Mähren mit der 


| 


waltungsgerichtshofes, Bogen 24. 


Für den Druck verantwortlich E. Piſtori. 


